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Abschrift 


Der Präsident 

des Bundesrates Bonn, den 4. Juni 1971 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 368. Sitzung am 4. Juni 1971 be- 
schlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 13. Mai 1971 
verabschiedeten 

Gesetz über Wein, Likörwein, Schaumwein, 
weinhaltige Getränke und Branntwein aus 
Wein (Weingesetz) 

— Drucksachen VI/1963, zu VI/ 1 963, Nachtrag 
zu VI/1963, VI/2169 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Röder 

Vizepräsident 


Bonn, den 4. Juni 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 14. Mai 1971 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Röder 

Vizepräsident 
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Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/2254 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über Wein, Likörwein, Schaumwein, weinhaltige 
Getränke und Branntwein aus Wein 
(Weingesetz) 


1. Zu § 20 Abs. 2 

In Absatz 2 Satz 2 sind die Worte „ , wenn er 
nicht mit inländischen Bezeichnungen verwech- 
selbar ist" sowie in Absatz 3 der letzte Satz zu 
streichen. 

Begründung 

Eine Verwechslung mit inländischen geographi- 
schen Bezeichnungen kann nicht eintreten, da das 
Herstellungsland angegeben oder der Wein als 
ausländischer Wein bezeichnet werden muß. Aus 
diesen Angaben ergibt sich eindeutig, daß es 
sich nicht um deutschen Wein handelt. Die 
Feststellung, ob eine bestimmte geographische 
Bezeichnung, die in einem deutschsprachigen Ge- 
biet des Auslandes üblich ist, auch in der Bundes- 
republik Deutschland vorkommt, wäre in der 
Praxis außerordentlich schwierig. 

2. Zu § 20 Abs. 5 

In Absatz 5 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Die Kennzeichnungen Kabinett, Spätlese, Aus- 
lese, Beerenauslese, Trockenbeerenauslese und 
Eiswein dürfen in deutscher Sprache nur ge- 
braucht werden, wenn und soweit sie durch 
Rechtsverordnung zugelassen sind; Absatz 7 
gilt entsprechend." 

Begründung 

Es erscheint als zu weitgehend, auch für Wein aus 
deutschsprachigen ausländischen Weinbaugebie- 
ten die Verwendung der aufgeführten Kennzeich- 
nungen in deutscher Sprache schlechthin zu un- 
tersagen. Dies gilt vor allem, soweit solche Be- 
zeichnungen seit jeher üblich sind und ihre Ver- 
wendung einer Kontrolle des Herstellungslandes 
unterliegt. Das absolute Verbot des § 20 Abs. 5 
Satz 2 sollte daher insoweit aufgelockert werden, 
daß Ausnahmen durch Rechtsverordnung zuge- 
lassen werden können. 

Durch die Bezugnahme auf Absatz 7 soll sicher- 
gestellt werden, daß die genannten Prädikate 
für ausländischen Wein nur zugelassen werden 
dürfen, wenn dies dem Interesse des Verbrauchers 
dient oder hierfür ein wirtschaftliches Bedürfnis 
besteht und Interessen des Verbrauchers nicht 
entgegenstehen. 


| 3. Zu § 40 

In Absatz 1 ist Nr. 8 wie folgt zu fassen: 

„8. er mit einer Prüfungsnummer einer von 
einer Landesregierung bestimmten Behörde 
versehen ist. Das Verfahren über die Pro- 
benziehung und Beurteilung wird durch 
Rechtsverordnung geregelt." 

Begründung 

Die Verwaltungsträger, denen nach Artikel 87 
Abs. 3 Satz 1 GG Verwaltungsaufgaben über- 
tragen werden können, sind in dieser Vorschrift 
abschließend aufgezählt. Beliehene Unternehmer 
werden vom Numerus clausus des Artikels 87 
Abs. 3 Satz 1 GG nicht erfaßt. Darüber hinaus 
müssen die in Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG ge- 
nannten Behörden durch Bundesgesetz errichtet 
werden, was bei der Qualitätsvereinigung nicht 
der Fall ist. Schließlich gestattet Artikel 87 Abs. 3 
Satz 1 GG lediglich eine einstufige unmittelbare 
Verwaltung in Form von Bundesoberbehörden 
oder eine einstufige mittelbare Verwaltung in 
Form von Körperschaften und* Anstalten des 
öffentlichen Rechts, während die Aufgabendele- 
gation auf eine Qualitätsvereinigung einen 
unzulässigen zweistufigen Verwaltungsaufbau 
schaffen würde. 

Im übrigen hat der Bundesrat im ersten Durch- 
gang darauf hingewiesen, daß im Gegensatz zum 
Zeitpunkt der Verabschiedung des Weingesetzes 
1969 heute ausreichende und wissenschaftlich 
fundierte Beurteilungsmaßstäbe für die Qualitäts- 
prüfung von Qualitätsbranntwein aus Wein be- 
stehen. Bei dieser Sachlage ist es geboten, die 
Prüfung nicht durch einen privaten Verband, 
sondern durch eine staatliche Behörde nach 
einem durch Rechtsverordnung festzulegenden 
Prüfungsverfahren vorzunehmen. 

4. Zu § 63 

In Absatz 2 sind vor den Worten „für eine 
Übergangszeit" die Worte „durch Rechtsverord- 
nung" einzufügen. 

Begründung 

Klarstellung, daß es sich um eine Ermächtigung 
zum Erlaß einer Rechts Verordnung handelt. 
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